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Einschränkung des Familiennachzugs: Mit den Familien der 
Geflüchteten bleibt auch die Menschlichkeit auf der Strecke  

 

Berlin, 08. Mai 2018. Die Familienorganisationen fordern die Mitglieder des 
Bundeskabinetts auf, den morgen zur Beratung anstehenden Gesetzentwurf für den 
Familiennachzug zu subsidiär Geflüchteten noch einmal zu überarbeiten und der geplanten 
Einschränkung des Familiennachzugs nicht zuzustimmen. Statt auf dem Rücken von 
Familien mit abstrakten Zahlen zu jonglieren sollte Deutschland besser einen Beitrag zum 
Schutz der Familien aus Kriegs- und Krisengebieten leisten.  

„Die Regierungsparteien haben stets betont, dass die Unterstützung von Familien in dieser 
Legislaturperiode von hoher Priorität sein soll“, so der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft 
der Familienorganisationen, Stefan Becker, „gleich in einem ihrer ersten Gesetzesentwürfe 
tut sie leider das Gegenteil, in dem sie einem Großteil der subsidiär Geflüchteten die 
Grundlage für ein Familienleben entzieht.“  

Mit großer Sorge betrachten die Familienorganisationen die aktuellen Vorschläge zum 
Familiennachzug zu subsidiär Geflüchteten, die eine neuerliche erhebliche Einschränkung des 
Familiennachzugs vorsehen, mit Ausnahmen lediglich aus humanitären Gründen.  

Die Organisationen betonen, dass die Trennung von Ehepaaren und Familien auf lange Dauer 
nicht hinnehmbar ist: Aus guten Gründen schützen sowohl das Grundgesetz als auch die 
Europäische Menschenrechtskonvention das familiäre Zusammenleben als grundlegenden 
Bestandteil des Familienlebens in besonderer Weise – auch für geflüchtete Menschen.  

Die Familienorganisationen beunruhigt auch der zunehmende Einwand von vermeintlich 
erreichten Grenzen der „Integrationsfähigkeit“: er ist irreführend, da die Zusammenführung 
der Kernfamilie gerade einen Beitrag für eine erfolgreiche Integration leisten kann, indem sie 
die Betroffenen anspornt und von der ständigen Angst um Leib und Leben ihrer Angehörigen 
befreit. 

„Statt mit unrealistisch hohen Nachzugszahlen und Begriffen wie „mangelnder 
Integrationsfähigkeit“ Ängste zu schüren, sollte die Regierung besser ein christlich-
humanitäres Signal setzen und dafür einstehen, dass Deutschland ein starkes Land, eine 
offene Gesellschaft und eine handlungsfähige Demokratie ist und seiner Verantwortung für 
die Menschenrechte und den Schutz der Familie gerecht wird“ betont Stefan Becker.  
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